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20. Wahlperiode 

HESSISCHER LANDTAG 

   

 

 

 

 Änderungsantrag 
12.01.2023 

HHA 

Fraktion der AfD 

zu dem Gesetzentwurf der Landesregierung für ein Gesetz über 
die Feststellung des Haushaltsplans des Landes Hessen für die 
Haushaltsjahre 2023 und 2024 (Haushaltsgesetz 2023/2024) in       
der Fassung der Beschlussempfehlung und des Berichts des 
Haushaltsausschusses 
Drucksache 20/9640 zu Drucksache 20/9251 

  
 
        
Inhalt des Antrags: Verminderung der Mittel für Dienstreisen 
 
Einzelplan  02 Hessischer Ministerpräsident  
 
D e r  L a n d t a g  w o l l e  b e s c h l i e ß e n :  
 
Zu Kapitel  02 01   Bezeichnung Ministerpräsident und Staatskanzlei 

Produktnummer  alle Bezeichnung alle Produkte 
 
 

Veränderungen in Euro 2023 
von um auf 

Produkterfolgsplan    
Nr. Bezeichnung    

7 Summe Erträge 
1.052.000 0 1.052.000 

14 Summe Aufwendungen 101.711.400 -750.000 100.961.400 

                              

                              

 
 

Liquidität    

Einnahmen 
                  

Ausgaben                   

 
 

 
  

  Drucksache 20/10074 
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Veränderungen in Euro 2024 
 von um auf 

Produkterfolgsplan    

Nr. Bezeichnung 
   

7 Summe Erträge 1.052.000 0 1.052.000 

14 Summe Aufwendungen 101.493.600 -750.000 100.743.600 

            
                  

            
                  

 
 

Liquidität    

Einnahmen 
                  

Ausgaben                   

 
Weitere Änderungsbedarfe (Verpflichtungsermächtigungen, Stellen, Kennzahlen etc.) 
 
      
 
Inhaltliche Erläuterung/Begründung des Änderungsantrags 
 
Die tatsächlichen Kosten für Dienstreisen betrugen im Jahr 2021 lediglich 133.173 Euro. In Zeiten von anhaltenden 
Reisebeschränkungen, der zunehmenden Umstellung auf Videokonferenzen und kostspieligen Anstrengungen um mögliche 
CO2-Emissionen zu reduzieren, ist ein Festhalten an überdimensionierten Reisekassen nicht zu rechtfertigen. Aus den 
angeführten Gründen erscheint eine Reduzierung der Ausgaben geboten. 
 
 
 
 
 

 

 
 
Wiesbaden, 12. Januar 2023 
 
Für die Fraktion 
der AfD 
Der Fraktionsvorsitzende: 
 
 
 
 
Robert Lambrou 
 
 

  
  

  
  

  
  

  
  

  
  

  
  

  
  

  
  

 


